
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten KO Kickl, Amesbauer, Schrangl 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend Abbruch der EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Budgetausschusses über 

den Antrag 50fA der Abgeordneten Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 

Gewährung von Asyl (Asylgesetz 2005 - AsylG 2005) geändert wird (12 d.B.), 

TOP 1., in der 6. Sitzung des Nationalrates am 11.12.2019 

Die Beziehung zwischen der Europäischen Union und der Türkei auf dem Papier 
entsprechen seit vielen Jahren nicht der Realität. Nach wie vor ist die Türkei formal ein 
EU-Beitrittskandidat, jedoch ist seit vielen Jahren klar, dass diese in Aussicht gestellte 
Beziehung unmöglich geworden ist. 

Das haben auch die letzten Entwicklungen in der Türkei wieder gezeigt: Durch den 
Einmarsch in Nordsyrien verstößt die Türkei gegen Völkerrecht und trägt maßgeblich 
zur weiteren Destabilisierung der Lage in der Region bei. Die langfristigen Folgen 
dieser Eskalation in Hinblick auf das mögliche Wiedererstarken islamistischer Gruppen 
sowie auf den syrischen Bürgerkrieg könnten verheerend sein. Die Staats- und 
Regierungschefs der Europäischen Union haben beim Europäischen Rat am 17. und 
18. Oktober 2019 dieses einseitige militärische Vorgehen der Türkei verurteilt und 
zudem ihre Entschlossenheit bekundet, die schwere humanitäre Krise und die daraus 
resultierende Flüchtlingskrise im Lichte der sich ergebenden Erfordernisse wirksam 
anzugehen. 

Die vergangenen Berichte der Europäischen Kommission, Berichte über 
Menschenrechtsverletzungen, zahlreiche undemokratische Vorgehensweisen 
gegenüber kritischen Medien, den Umgang mit eigenen Minderheiten und erneuten 
grundlosen Inhaftierungen von Staatsbürgerinnen und StaatSbürgern aus EU­
Mitgliedstaaten - darunter auch aus Österreich - bekräftigen die Position, dass die 
Türkei in keiner Weise ein Mitgliedstaat der Europäischen Union werden kann. Die 
Türkei in ihrer derzeitigen Form ist kein verlässlicher Partner für Österreich und 
Europa, zumal Demokratie und Rechtsstaatlichkeit unverhandelbare Grundrechte 
darstellen. 

Vor dem Hintergrund der Verdichtung der Anzeichen, dass die Türkei verbrecherische 
IS-Anhänger nun auch nach Österreich abschieben will und damit droht, die 
Flüchtlingslager für syrische Flüchtlinge zu öffnen, stellen die unterfertigten 
Abgeordneten daher folgenden 
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Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die zuständigen Mitglieder. der Bundesregierung werden aufgefordert, auf 
Europäischer Ebene alle Maßn�hmen zu ergreifen, um umgehend einen Abbruch der ! f�U_Beitr�s);;(r Türkei z� ernirken." 
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